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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Berlin-Brandenburg
Sozialgericht Landessozialgericht Berlin-Brandenburg
Sachgebiet Krankenversicherung
Abteilung 9
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -
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3. Instanz

Datum -

Die Beschwerde des Antragstellers gegen den Beschluss des Sozial- gerichts Berlin
vom 30. September 2002 wird als unzulÃ¤ssig verwor- fen. Kosten des
Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:

Die Beschwerde des Antragstellers gegen den Beschluss des Sozialgerichts Berlin
vom 30. September 2002 ist unzulÃ¤ssig.

Nach Â§ 178 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) entscheidet das Sozialgericht u.a.
Ã¼ber Erinnerungen gegen Entscheidungen des Urkundsbeamten endgÃ¼ltig; sein
Beschluss kann nicht mit der Beschwerde angefochten werden. Ein solcher Fall ist
hier gegeben. Der Antragsteller hat gegen den Beschluss des Urkundsbeamten des
Sozialgerichts Berlin vom 17. Oktober 2001, mit dem dieser die von der
Landeskasse dem KlÃ¤ger im Wege der Prozesskostenhilfe zu erstattenden Kosten
auf 581,24 Euro festgesetzt hat, das Sozialgericht angerufen. Dieses hat da- raufhin
mit Beschluss vom 30. September 2002 den Beschluss des Urkundsbeamten
abgeÃ¤ndert und die zu erstattenden Kosten auf 676,13 Euro festgesetzt.
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https://dejure.org/gesetze/SGG/178.html


 

Die diesem Beschluss von dem Sozialgericht beigefÃ¼gte Rechtsmittelbelehrung,
nach der dieser mit der Beschwerde nach Â§ 128 Abs. 4 der
BundesgebÃ¼hrenordnung fÃ¼r RechtsanwÃ¤lte (BRAGO) angefochten werden
kann, ist unrichtig. Die in dem auÃ�er Kraft getretenen und durch die inhaltsgleiche
Regelung des Â§ 56 Abs. 2 des RechtsanwaltsvergÃ¼tungsgesetzes (RVG) vom 5.
Mai 2004 (BGBl. I S. 718, 788) in Verbindung mit Â§ 33 Abs. 2 Satz 1 RVG ersetzten
Â§ 128 Abs. 4 Satz 1 BRAGO erÃ¶ffnete BeschwerdemÃ¶glichkeit gegen einen auf
eine Erinnerung ergangenen Beschluss ist wegen des abschlieÃ�enden
NormengefÃ¼ges der Â§Â§ 172 ff. SGG im Geltungsbereich des SGG
ausgeschlossen. Denn danach findet die Beschwerde an das Landessozialgericht
gegen die Entscheidungen der Sozialgerichte mit Ausnahme der Urteile und gegen
Entscheidungen der Vorsitzenden dieser Gerichte statt, soweit nicht in diesem
Gesetz anderes bestimmt ist (Â§ 172 Abs. 1 SGG). Etwas anderes in diesem Sinne
bestimmt Â§ 178 SGG. Danach sind â�� wie ausgefÃ¼hrt â�� auf eine Erinnerung
ergangene BeschlÃ¼sse des Sozialgerichts unanfechtbar. Die zitierte
BeschwerdemÃ¶glichkeit ist danach nur in Verfahrensordnungen denkbar, die diese
BeschwerdemÃ¶glichkeit nicht ihrerseits ausgeschlossen haben (Beschluss des
Landessozialgerichts Berlin vom 14. Oktober 2003 â�� L 5 B 14/02 RJ -).

Die Kostenentscheidung folgt aus dem hier nach Â§ 61 Abs. 1 RVG noch
anzuwendenden Â§ 128 Abs. 5 Satz 2 BRAGO.

Dieser Beschluss kann nicht mit der Beschwerde an das Bundessozialgericht
angefochten werden (Â§ 177 SGG).
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